Richtlinie für die Vergabe der EKD-Mittel für Qualifikation im Bereich ZKB

1. Welche Maßnahmen können gefördert werden?

In der Regel werden Qualifizierungsprogramme in Deutschland gefördert. Diese zeichnen sich durch Erfüllung der Standards des QVB aus. Sie werden durch den QVB geprüft und anerkannt.

2. Förderbedingungen

· Als maximale Förderung werden 50 % der förderfähigen Kosten in der Regel als Fehlbedarfsfinanzierung bewilligt. 

· Die Maximalförderung beträgt 15.000 € je Jahr, Maßnahme und Organisation, bei Anträgen der landeskirchlichen Mitglieder maximal 5.000 €. Sie sollen damit vorrangig die Zusammenarbeit mit TrainerInnen des QVB finanzieren. Die Struktur des QvB kann mit maximal 5% der zu vergebenden Mittel gefördert werden.

Förderfähige Kosten sind:

· Honorare der TrainerInnen 
· Unterkunft/Verpflegung für TeilnehmerInnen und Kurspersonal, 

· Direkte Sachkosten des Programms wie Druckkosten von didaktischem und methodischem Material, Werbematerial (Flyer, Broschüren), Dokumentation....  

· Fahrtkosten.

· Als Organisationspauschale (u.a. für Personalkosten für Curriculumsarbeit, Öffentlichkeitsarbeit, Vorgespräche mit TeilnehmerInnen, pädagogische Begleitung, Supervision, Auswahlgespräche mit TeilnehmerInnen, Evaluation etc.) werden 410 € je Seminartag angerechnet. 

· Verwaltungskosten (pauschal 10% für Organisation für Sekretariat, Buchführung, sonstige Sachkosten wie Miete, Porto, Telefon, Kopien, etc....)

Der maximal förderfähige Tagessatz je TrainerIn für Seminare und Kurse inkl. Vor- und Nachbereitung unabhängig von der Länge des Seminars bzw. Kurses beträgt 300 €, in schriftlich zu begründenden Ausnahmefällen 410 €. Dabei sind die Honorarrichtlinien der EKD einzuhalten (geringere Sätze bei angestellten Trainern und Honorarkräften im Dienst der Kirche!).

Nicht gefördert werden Stipendien für TeilnehmerInnen, Veranstaltungen zur Öffentlichkeitsarbeit und Informationsseminare.

Die geförderte Organisation erstattet aus eigenen Mitteln die Verwaltungskosten der AGDF pauschal mit 5% der bewilligten Förderung.

Mehrjährige Maßnahmen können nur für das laufende Jahr bewilligt werden, die Finanzierung für Folgejahre wird unverbindlich in den Haushaltsansatz aufgenommen, die Bewilligung ist vom Folgeantrag sowie den zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln abhängig.

3. Verfahren und Fristen

Anträge sind bis 15.1. in der Geschäftsstelle einzureichen (Ausschlusstermin!) um bei der ersten Bewilligungsrunde berücksichtigt zu werden. Restmittel können im Laufe des Jahres vergeben werden. Der QVB berät über die Anträge auf dem Treffen des QVB Mitte/Ende Februar spätestens jedoch 14 Tage vor der Vorstandssitzung im Frühjahr. Der QVB macht dem Vorstand entsprechend den eingereichten Anträgen einen Vorschlag zur Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel.

Dabei soll die zur Förderung vorgeschlagene Summe und auch die maximale förderfähige Summe ausgewiesen sein. 5% der zur Verfügung stehenden Mittel werden für kurzfristige wichtige Projekte des laufenden Jahres reserviert. 

Der Vorstand entscheidet aufgrund des QVB-Vorschlages und hat Vetorecht. Dazu wird in der Regel der/die Koordinator/in des QVB angehört. Eine Vertretung ist möglich.

Bei Bewilligung der Maßnahme wird ein Weiterleitungsvertrag geschlossen. Der Träger verpflichtet sich, die Geschäftsstelle unverzüglich zu informieren, wenn Änderungen der geförderten Maßnahme notwendig sind, Verzögerungen im Projektverlauf eintreten und unsicher ist, ob die Mittel innerhalb des Jahres ausgegeben werden können. Zum 31.7. erhält die Geschäftsstelle ein kurzen Zwischenbericht.

Für nicht verbrauchte Restmittel erfolgt Anfang August eine weitere Ausschreibung des QvB. Diese Mittel können in einem vereinfachten Verfahren durch den/die Koordinator/in des QvB und den Vorstand nach §26 BGB vergeben werden. 

Fließen weitere Mittel in den letzten zwei Monaten zurück, die nicht mehr durch beantragte Maßnahmen innerhalb des Haushaltsjahres gebunden werden können, so kann der Vorstand nach § 16 BGB in Ansprache mit dem/der Koordinator/in des QvB die Fördersummen von bereits bewilligten Anträgen bis zu der angegebenen maximal förderfähigen Summe anheben, wenn die niedrigere Bewilligung allein darauf zurückzuführen ist, das zum Zeitpunkt der Mittelvergabe bei Berücksichtigung aller vom QvB vorgeschlagenen Anträge nicht mehr Mittel zur Verfügung standen. Dabei kann die Förderhöchstsumme je Maßnahme/Jahr und Organisation überschritten werden.

Der Verwendungsnachweis, bestehend aus einfachem zahlenmäßigen Nachweis und Sachbericht , ist drei Monate nach Beendigung der Maßnahme bzw. bis zum 31.3. des Folgejahres einzureichen. Die Belege sind beim Antragsteller entsprechend der gesetzlichen Regelungen, mindestens jedoch sieben Jahre aufzubewahren.

Die Auszahlung der Mittel erfolgt nach den in der AGDF üblichen Verfahren (Restmittel werden erst nach Vorlage des Verwendungsnachweises ausgezahlt).

Beschlossen vom AGDF-Vorstand am 19. Februar 2003

2

